
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
 
 
Auf Grund der §§ 3, 34 und 42 Abs. 2 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg (LKrO) hat 
der Kreistag des Bodenseekreises am 18. November 2020 folgende  
 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
 
beschlossen:  
 
 
Artikel 1  
 
Nach § 10 der geltenden Hauptsatzung des Bodenseekreises vom 16. Juli 2019 wird folgender 
§ 10a eingefügt:  
 

§ 10a 
Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im 

Sitzungsraum 
 
Sitzungen des Kreistags und seiner Ausschüsse können gemäß § 32a LKrO ohne persönliche 
Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum durchgeführt werden. Hinsichtlich der zu 
erfüllenden Voraussetzungen und der Durchführung etwaiger Videokonferenzen wird auf § 32a 
LKrO verwiesen.  
 
Artikel 2  
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
 
Friedrichshafen, 18. November 2020 
 
 
 
Lothar Wölfle  
Landrat 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
Hinweis:  
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Landkreisordnung für Baden-
Württemberg (LKrO) oder aufgrund der LKrO erlassener Rechtsvorschriften beim 
Zustandekommen dieser Satzung kann gemäß § 3 Abs. 4 LKrO nur innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich oder elektronisch gegenüber dem Bodenseekreis (Landratsamt Bodenseekreis, 
88041 Friedrichshafen; E-Mail: info@bodenseekreis.de) geltend gemacht werden. Nach Ablauf 
dieser Frist gilt die Satzung als von Anfang an gültig zustande gekommen; dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung oder der anderen Rechtsvorschriften des Bodenseekreises verletzt worden sind. 
Auch nach Ablauf der Jahresfrist kann die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften von 
jedermann gegenüber dem Landkreis geltend gemacht werden, wenn der Landrat dem 
Satzungsbeschluss nach § 41 LKrO wegen Gesetzwidrigkeiten widersprochen hat oder wenn vor 
Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder 
ein anderer die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist 
schriftlich oder elektronisch geltend gemacht hat. 


